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BEKANNTMACHUNG 
der gemeinsamen unteren Umweltschutzbehörde der Städte 

Bochum, Dortmund und Hagen 

Antrag der Firma RUD SCHÖTTLER Umformtechnik & Systemlieferant 
auf wesentliche Änderung der Schmiedeanlage durch Errichtung und 
Betrieb einer neuen Abluftreinigungsanlage gemäß § 16 des Gesetzes 
zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche 
Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG -) in der 
Neufassung vom 17.  Mai  2013 ( BGBl. I S.1274, ber. 3753), in der 
zurzeit gültigen Fassung, in 58135 Hagen, Südstr. 5 
 

Die Firma RUD SCHÖTTLER betreibt in Hagen eine Gesenkschmiede 
und beantragt die Errichtung und den Betrieb einer neuen Kühlanlage 
und Abluftreinigungsanlage am Standort Südstraße 5 in 58135 Hagen. 
 

Das Vorhaben bedarf einer Änderungsgenehmigung nach §16 
BImSchG in Verbindung mit Ziffer 3.11.2 des Anhangs der Vierten 
Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen - 4. BImSchV -) in 
der zurzeit gültigen Fassung. 
 

Für Anlagen dieser Art ist eine standortbezogene Vorprüfung des 
Einzelfalls gemäß § 7 Abs. 2  UVPG durchzuführen. 
 

Die Bewertung aufgrund überschlägiger Prüfungen der vorgelegten 
Antragsunterlagen und der für die Entscheidung maßgeblichen Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften ergab, dass durch das Vorhaben keine 
erheblich nachteiligen Auswirkungen auf die Umwelt entstehen können. 
 

Das Vorhaben bedurfte daher keiner Umweltverträglichkeitsprüfung 
nach den Vorgaben des UVPG. Diese Feststellung ist nicht selbständig 
anfechtbar. 
 

Die gemäß § 5 Abs. 2 UVPG erforderliche Information der Öffentlichkeit 
erfolgt mit dieser Bekanntmachung. Die Entscheidungsgründe liegen  
bei der Unteren Umweltschutzbehörde der Städte Bochum, Dortmund 
und Hagen, Schwerter Str. 168, 58099 Hagen vor und können dort 
nach telefonischer Absprache unter der Nummer 02331/ 207-4784 
eingesehen werden. 
 

Hagen, 20.07.2020       gez. Natusch-Albartus 
 

 
AMTLICHE BEKANNTMACHUNG 

der Stadt Hagen 

Änderung Fischerprüfung Herbst 2020 
Die Stadt Hagen als Untere Fischereibehörde führt die Fischer-
prüfungen im Jahre 2020 an folgenden Tagen durch: 
 

Änderung Fischerprüfung Herbst 2020 
 

Herbstprüfung: 05., 06., 07. und 08.10.2020, 
 jeweils um 15.00 Uhr beginnend 
 

 Letzter Anmeldetermin: 04.09.2020 
 

Die Prüfungen finden jeweils im Vereinshaus des Sportfischerei-Vereins 
Hagen, Herdecke und Umgebung, Vorhaller Weg 2, 58313 Herdecke 
statt. 
 

Die Teilnehmerzahl wir auf Grund der Corona-Pandemie auf 15 Teil-
nehmer pro Prüftag begrenzt. 
 

Die zur Verfügung stehenden Teilnehmerplätze werden nach Eingang 
der Anmeldung berücksichtigt. 
Liegen mehr Anmeldungen als vorhandene Plätze vor, kommt in diesen 
Fällen die Zulassung zur Prüfung nicht zustande, die bereits entrichtete 
Prüfungsgebühr wird zurück erstattet. 
 

Die Fischerprüfung wird in deutscher Sprache abgehalten.  
Während der Prüfung ist zwingend eine Mund-Nase-Bedeckungen zu 
tragen,  ebenso ist eigenes Schreibutensil mitzubringen. 
 

Erforderliche Unterlagen zur Anmeldung: 
Antragsformular, Personalausweis 
Jugendliche benötigen zusätzlich eine Einwilligungserklärung eines 
Erziehungsberechtigten, 
ggf. Ausnahmegenehmigung  nach § 3 Abs.3 Fischerprüfungsordnung 
 

Prüfungsgebühr: 50,00 € (wird bei Nichtberücksichtigung der An-
meldung zurück erstattet) 

Anträge auf Zulassung zur Fischerprüfung sind postalisch oder 
persönlich bei der Stadt Hagen, Umweltamt, Untere Fischereibehörde, 
Rathausstr. 11, 58095 Hagen, Zimmernummer: C.1017 sowie in einem 
Bürgeramt unter Vorlage bzw. Einsendung der o.a. Unterlagen zu 
stellen.  
 

Hagen, 01.07.2020                 i.V. Christoph Gerbersmann 
                                     (Erster Beigeordneter und Stadtkämmerer) 
 

 
ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 

der Stadt Hagen 

Bebauungsplan Nr. 3/19 (689) Wohnbebauung Waldstraße – 
Verfahren nach § 13b BauGB 
 

hier:  
a) Eingegangene Stellungnahmen im Rahmen der 

Beteiligungsverfahren 
b) Satzungsbeschluss 
c) Aufhebung entgegenstehender Pläne und Satzungen 
d) Berichtigung des Flächennutzungsplans 
 

Die Lage und der Geltungsbereich sind aus dem folgenden Karten-
ausschnitt zu entnehmen: 

 
Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 25.06.2020 folgenden 
Beschluss gefasst: 
 

a) Der Rat der Stadt Hagen weist nach eingehender Prüfung der 
öffentlichen und der privaten Belange die im Rahmen der 
Beteiligung der Öffentlichkeit und der Beteiligung der Behörden und 
sonstiger Träger öffentlicher Belange vorgebrachten Anregungen 
zurück bzw. entspricht ihnen im Sinne der nachfolgenden Stellung-
nahmen der Verwaltung gemäß § 1 Abs. 7 BauGB. Die Sitzungs-
vorlage wird Bestandteil des Beschlusses und ist als Anlage 
Gegenstand der Niederschrift. 

 

b) Der Rat der Stadt Hagen beschließt den im Sitzungssaal ausge-
hängten und zu diesem Beschluss gehörenden Bebauungsplan Nr. 
3/19 (689) Wohnbebauung Waldstraße – Verfahren nach § 13b 
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BauGB gemäß § 10 Abs. 1 BauGB in der zurzeit gültigen Fassung 
als Satzung. Dem Bebauungsplan ist die Begründung vom 
25.05.2020 gemäß § 9 Abs. 8 BauGB beigefügt und ist als Anlage 
Gegenstand der Niederschrift. 

 

c) Der Rat der Stadt Hagen beschließt, dass mit dem Inkrafttreten des 
Bebauungsplanes Nr. 3/19 (689) Wohnbebauung Waldstraße – 
Verfahren nach § 13b BauGB entgegenstehende Festsetzungen 
sonstiger älterer Pläne und Satzungen, die für das Plangebiet in 
früherer Zeit bestanden haben, aufgehoben sind. Die 
Festsetzungen des neuen Bebauungsplanes gelten uneinge-
schränkt. Sollten dieser Plan und die darin enthaltenen 
Festsetzungen unwirksam sein oder werden, gelten die vorge-
nannten alten Pläne und Satzungen für diesen Teilbereich dennoch 
als aufgehoben. Ein zusätzlicher Aufhebungsbeschluss ist insoweit 
nicht erforderlich und wird dementsprechend nicht gefasst. 

 

d) Der Rat der Stadt Hagen beschließt, den Flächennutzungsplan der 
Stadt Hagen im Wege der Berichtigung gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 2 
Halbsatz 3 BauGB an den Bebauungsplan anzupassen. 

 

Geltungsbereich: 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 3/19 (689) Wohnbe-
bauung Waldstraße – Verfahren nach § 13b BauGB liegt in der 
Gemarkung Haspe und wird im Norden begrenzt durch die nördliche 
Grenze der Waldstraße, im Osten durch die nördliche und östliche 
Grenze des Flurstücks 115, im Süden durch eine Linie von Osten nach 
Westen ca. 50 bzw. 45 m parallel zur Waldstraße und im Westen durch 
eine abgeknickte Linie von Süden nach Nord-Westen und Norden zur 
Waldstraße. Das Plangebiet besteht aus Teilen der Flurstücke 113, 115 
und 60, in Flur 35. 
 

In dem im Sitzungssaal ausgehängten Bebauungsplan im Maßstab 
1:500 ist der beschriebene Geltungsbereich eindeutig dargestellt. Der 
Bebauungsplan ist Bestandteil des Beschlusses. 
 

Nächster Verfahrensschritt: 
Mit der öffentlichen Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses tritt der 
Bebauungsplan in Kraft. Das Bebauungsplanverfahren ist damit ab-
geschlossen. 
 

– Vorstehender Beschluss wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. – 
 

Bekanntmachungsanordnung: 
Der vorstehende Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 3/19 
(689) Wohnbebauung Waldstraße – Verfahren nach § 13b BauGB wird 
hiermit ortsüblich öffentlich bekanntgemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften der Gemeindeordnung des Landes Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser Satzung gemäß § 
7 Abs. 6 GO NRW nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekannt-
machung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorge-

schriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der 

Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
gemacht worden, 

c) der Oberbürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher be-
anstandet oder 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde 
vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die 
Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 

Rechtsgrundlagen: 
§ 13a und § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 03.11.2017 (BGBl. I. S. 3634) in Verbindung mit §§ 7 und 41 Abs. 
1 Buchstabe f) der GO NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV.NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 11. 
April 2019 (GV. NRW. S. 201). 
 

Hingewiesen wird ferner: 
- auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 S. 1 und 2 und Abs. 4 BauGB 
über die fristgemäße Geltendmachung etwaiger Entschädigungs-
ansprüche wegen Planungsschäden infolge der Aufstellung/Änderung 
eines Bebauungsplanes:  
Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigung verlangen, wenn 
die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile 
eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbei-

führen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem 
Entschädigungspflichtigen beantragt. 
Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei 
Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Abs. 3 S. 1 
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des 
Anspruchs herbeigeführt wird. 
 

- auf die Rechtsfolgen des § 214 Abs. 1 BauGB. 
Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetz-
buches ist für die Rechtswirksamkeit des Flächennutzungs-planes und 
der Satzungen nach diesem Gesetzbuch nur beachtlich, wenn  
1. entgegen § 2 Abs. 3 die von der Planung berührten Belange, die 

der Gemeinde bekannt waren oder hätten bekannt sein müssen, in 
wesentlichen Punkten nicht zutreffend ermittelt oder bewertet 
worden sind und wenn der Mangel offensichtlich und auf das 
Ergebnis des Verfahrens von Einfluss gewesen ist; 

2. die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung 
nach § 3 Abs. 2, § 4 Abs. 2, § 4a Abs. 3 Abs. 4 S. 1 und Abs. 5 S. 
2, nach § 13 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 und 3, auch in Verbindung mit § 13a 
Abs. 2 Nr. 1 und § 13b, nach § 22 Abs. 9 S. 2, § 34 Abs. 6 S. 1 
sowie § 35 Abs. 6 S. 5 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, 
wenn 
a) bei Anwendung der Vorschriften einzelne Personen, 

Behörden oder sonstige Träger öffentlicher Belange nicht 
beteiligt worden sind, die entsprechenden Belange jedoch 
unerheblich waren oder in der Entscheidung berücksichtigt 
worden sind, 

b) einzelne Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener 
Informationen verfügbar sind, gefehlt haben, 

c) (aufgehoben) 
d) bei Vorliegen eines wichtigen Grundes nach § 3 Abs. 2 S. 1 

nicht für die Dauer einer angemessenen längeren Frist 
ausgelegt worden ist und die Begründung für die Annahme 
des Nichtvorliegens eines wichtigen Grundes nachvollziehbar 
ist,  

e) bei Anwendung des § 4a Abs. 4 S. 1 der Inhalt der Bekannt-
machung und die auszulegenden Unterlagen zwar in das 
Internet eingestellt, aber nicht über das zentrale Internetportal 
des Landes zugänglich sind, 

f) bei Anwendung des § 13 Abs. 3 S. 2 die Angabe darüber, 
dass von einer Umweltprüfung abgesehen wird, unterlassen 
wurde oder 

g) bei Anwendung des § 4a Abs. 3 S. 4 oder des § 13, auch in 
Verbindung mit § 13a Abs. 2 Nr. 1 und § 13b, die 
Voraussetzungen für die Durchführung der Beteiligung nach 
diesen Vorschriften verkannt worden sind; 

3. die Vorschriften über die Begründung des Flächennutzungsplans 
und der Satzungen sowie ihrer Entwürfe nach §§ 2a, 3 Abs. 2, § 5 
Abs. 1 S. 2 HS. 2 und Abs. 5, § 9 Abs. 8 und § 22 Abs. 10 verletzt 
worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn die Begründung des 
Flächennutzungsplanes oder der Satzung oder ihr Entwurf 
unvollständig ist, abweichend von HS. 2 ist eine Verletzung von 
Vorschriften in Bezug auf den Umweltbericht unbeachtlich, wenn 
die Begründung hierzu nur in unwesentlichen Punkten unvoll-
ständig ist,  

4. ein Beschluss der Gemeinde über den Flächennutzungsplan oder 
die Satzung nicht gefasst, eine Genehmigung nicht erteilt oder der 
mit der Bekanntmachung des Flächennutzungsplanes oder der 
Satzung verfolgte Hinweiszweck nicht erreicht worden ist. 

 

Soweit in den Fällen des S. 1 Nr. 3 die Begründung in wesentlichen 
Punkten unvollständig ist, hat die Gemeinde auf Verlangen Auskunft zu 
erteilen, wenn ein berechtigtes Interesse dargelegt wird. 
 

- auf die Rechtsfolgen des § 214 Abs. 2 BauGB. 
Für die Rechtswirksamkeit der Bauleitpläne ist auch unbeachtlich, 
wenn 
1. die Anforderungen an die Aufstellung eines selbständigen 

Bebauungsplanes (§ 8 Abs. 2 S. 2) oder an die in § 8 Abs. 4 
bezeichneten dringenden Gründe für die Aufstellung eines vor-
zeitigen Bebauungsplanes nicht richtig beurteilt worden sind; 

2. § 8 Abs. 2 S. 1 hinsichtlich des Entwickelns des Bebauungsplanes 
aus dem Flächennutzungsplan verletzt worden ist, ohne dass 
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hierbei die sich aus dem Flächennutzungsplan ergebende ge-
ordnete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist; 

3. der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwickelt 
worden ist, dessen Unwirksamkeit sich wegen Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften einschließlich des § 6 nach 
Bekanntmachung des Bebauungsplanes herausstellt; 

4. im Parallelverfahren gegen § 8 Abs. 3 verstoßen worden ist, ohne 
dass die geordnete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt 
worden ist. 

 

- auf die Rechtsfolgen des § 214 Abs. 2a BauGB. 
Für Bebauungspläne, die im beschleunigten Verfahren nach § 13a, 
auch in Verbindung mit § 13b, aufgestellt worden sind, gilt ergänzend 
zu den Absätzen 1 und 2 Folgendes: 
1. (aufgehoben) 
2. Das Unterbleiben der Hinweise nach § 13a Abs. 3 ist für die 

Rechtswirksamkeit des Bebauungsplanes unbeachtlich. 
3. Beruht die Feststellung, dass eine Umweltprüfung unterbleiben 

soll, auf einer Vorprüfung des Einzelfalls nach § 13a Abs. 1 S. 2 
Nr. 2, gilt die Vorprüfung als ordnungsgemäß durchgeführt, wenn 
sie entsprechend den Vorgaben von § 13a Abs. 1 S. 2 Nr. 2 durch-
geführt worden ist und ihr Ergebnis nachvollziehbar ist; dabei ist 
unbeachtlich, wenn einzelne Behörden oder sonstigen Träger 
öffentlicher Belange nicht beteiligt worden sind; andernfalls besteht 
ein für die Rechtswirksamkeit des Bebauungsplanes beachtlicher 
Mangel. 

4. Die Beurteilung, dass der Ausschlussgrund nach § 13a Abs. 1 S. 4 
nicht vorliegt, gilt als zutreffend, wenn das Ergebnis nachvoll-
ziehbar ist und durch den Bebauungsplan nicht die Zulässigkeit 
von Vorhaben nach Spalte 1 der Anlage 1 zum Gesetz über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung begründet wird; andernfalls besteht 
ein für die Rechtswirksamkeit des Bebauungsplans beachtlicher 
Mangel. 

 

- auf die Rechtsfolgen des § 214 Abs. 3 BauGB. 
Für die Abwägung ist die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der 
Beschlussfassung über den Flächennutzungsplan oder die Satzung 
maßgebend. Mängel, die Gegenstand der Regelung in Abs. 1 S. 1 Nr. 1 
sind, können nicht als Mängel der Abwägung geltend gemacht werden, 
im Übrigen sind Mängel im Abwägungsvorgang nur erheblich, wenn sie 
offensichtlich und auf das Abwägungsergebnis von Einfluss gewesen 
sind. 
 

- auf die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB. 
Unbeachtlich werden 
1. eine nach § 214 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der 

dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche 

Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungs-
planes und des Flächennutzungsplanes und 

3. nach § 214 Abs. 3 S. 2 beachtliche Mängel des Abwägungs-
vorgangs, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekannt-
machung des Flächennutzungsplanes oder der Satzung schriftlich 
gegenüber der Stadt Hagen (Fachbereich Stadtentwicklung, -
planung und Bauordnung, Rathaus I, Rathausstraße 11, 58095 
Hagen) unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhaltes geltend gemacht worden sind. S. 1 gilt 
entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a beachtlich sind. 

 

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 3/19 (689) 
Wohnbebauung Waldstraße – Verfahren nach § 13b BauGB als 
Satzung in Kraft. 
 

Nach § 10 Abs. 3 BauGB liegen der Bebauungsplan Nr. 3/19 (689) 
Wohnbebauung Waldstraße – Verfahren nach § 13b BauGB und die 
Begründung vom 25.05.2020 gemäß § 9 Abs. 8 BauGB ab sofort beim 
Fachbereich Geoinformation und Liegenschaftskataster der Stadt 
Hagen, Rathaus II, Berliner Platz 22, 58089 Hagen, Zimmer B.104 
dauernd während der Dienststunden zur Einsichtnahme bereit. 
Jedermann kann den Bebauungsplan und die Begründung einsehen 
und über deren Inhalt Auskunft verlangen. 
Darüber hinaus können die Planunterlagen im Internet auf der Seite der  
 
 

Stadt Hagen unter www.hagen.de / Stadtpläne / Planen und Bauen 
eingesehen werden. 
 

Hagen, 06.07.2020              i.V. Christoph Gerbersmann 
                                      (Erster Beigeordneter und Stadtkämmerer) 
 

 
ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 

der Stadt Hagen 

Neubildung des Jugendhilfeausschusses der Stadt Hagen 
 

Der Jugendhilfeausschuss (JHA) wird nach der Kommunalwahl 2020, 
die am 13. September stattfinden wird, neu konstituiert. Die im Bereich 
der Stadt Hagen wirkenden und anerkannten Träger der freien 
Jugendhilfe werden auf ihr Vorschlagsrecht gem § 71 Abs. 1, Ziff. 2, 
SGB VIII – Kinder- und Jugendhilfegesetz – in Verbindung mit dem 
Ausführungsgesetz zum Kinder- und Jugendhilfegesetz NRW (AG-
KJHG NW) und § 4 Abs. 2 der Satzung für das Jugendamt der Stadt 
Hagen hingewiesen. 
 

Die freien Träger der Jugendhilfe haben mindestens 12 Personen als 
stimmberechtigte Mitglieder und deren Stellvertreter*innen des JHA 
vorzuschlagen. Ziel ist es, ein paritätisches Verhältnis von Frauen und 
Männern bei der Besetzung zu erhalten. 
 

Aus diesen Vorschlägen wählt der Rat 6  stimmberechtigte Mitglieder 
und ihre persönlichen Stellvertreter*innen im JHA für die Wahlzeit des 
Rates aus. 
 

Bei der Ernennung sind die Vorschläge der Wohlfahrtsverbände 
entsprechend der Bedeutung ihrer Arbeit für die Jugendhilfe im Bereich 
der Stadt Hagen angemessen zu berücksichtigen. 
 

Es ist möglich, dass sich mehrere Verbände auf einen gemeinsamen 
Vorschlag einigen. Allerdings muss dieser Vorschlag einstimmig gefasst 
sein, sofern nicht per Satzung dieser Verbände auf das individuelle 
Vorschlagsrecht verzichtet wird.  
 

Zum stimmberechtigten Mitglied des JHA kann nur gewählt werden, wer 
auch – aufgrund persönlicher Voraussetzungen - dem Rat angehören 
könnte. Die/der zu Wählende muss u.a. also mindestens das 18. 
Lebensjahr vollendet haben und seinen Hauptwohnsitz seit mindestens 
3 Monaten im Bereich der Stadt Hagen haben.  
 

Ihre Vorschläge richten Sie bitte schriftlich bis spätestens 05.09.2020 
an:  
Stadtverwaltung Hagen  
Fachbereich Jugend und Soziales 
z. Hd. Frau Hogrebe (55/015) 
Berliner Platz 22 
58089 Hagen 
 

Hagen, 23.07.2020                       Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 
 

 
ÖFFENTLICHE  BEKANNTMACHUNG 

der Stadt Hagen 

Öffentliche Zustellung  
Für Anita Ksiazkiewicz, letzte bekannte Anschrift  ist nicht bekannt, 
liegen im Fachbereich Finanzen und Controlling, Bereich Steuern, 
Rathaus I, Rathausstr.11, 58095 Hagen, Zimmer C. 1319, folgende 
Schriftstücke zur Abholung bereit:  
Gewerbesteuerbescheid vom 10.07.2020 
für die Gewerbesteuerveranlagung  2017 
Bescheid der Stadt Hagen, Fachbereich Finanzen und Controlling, 
Bereich Steuern, Rathaus I, Rathausstr.11, 58095 Hagen,  
Geschäftszeichen: 20/20 
Kassenzeichen: 1001.1001829.5 
 

Das Schriftstück kann in der vorgenannten Dienststelle von Montag bis 
Donnerstag in der Zeit von 8.30 bis 12.00 Uhr, 14.00 bis 15.45 Uhr und 
Freitag von 8.30 bis 12.00 Uhr  in Empfang genommen werden. 
 

Das Schriftstück wird hiermit durch öffentliche Bekanntmachung 
zugestellt mit der Folge, dass Fristen in Gang gesetzt werden, nach 
deren Ablauf Rechtsverluste drohen können.  
 

Dieses Schriftstück gilt gem. §§ 122 Absätze 3 und 4 der 
Abgabenordnung (AO) vom 01.10.2002 (BGBl. I S.3866, ber. I 2003 
S.61) in der zurzeit gültigen Fassung in Verbindung mit §§ 1 und 10 des 

http://www.hagen.de/
https://www.hagen.de/irj/portal/FB-SP-02
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Verwaltungszustellungsgesetzes Nordrhein-Westfalen (Landeszu-
stellungsgesetz – LZG NRW) vom 07.03.2006 (GV.NRW.S. 94) in der 
zurzeit geltenden Fassung nach Ablauf von zwei Wochen – gerechnet 
vom Tag der Bekanntgabe/ Veröffentlichung dieser Benachrichtigung – 
als zugestellt, wenn es bis dahin nicht abgeholt worden ist. 
 

Hagen, 13.07.2020              i.V. Christoph Gerbersmann 
                                      (Erster Beigeordneter und Stadtkämmerer) 
 

 
BEKANNTMACHUNG 

des Wirtschaftsbetriebs Hagen (WBH) -Anstalt des öffentlichen 
Rechts der Stadt Hagen 

Vernachlässigung von Grabstätten gemäß § 27 der Satzung des 
Wirtschaftsbetriebes Hagen, Anstalt des öffentlichen Rechts der 
Stadt Hagen, für die kommunalen Friedhöfe auf dem Gebiet der 
Stadt Hagen (Friedhofssatzung) in der aktuell gültigen Fassung 
 

Die nachstehend aufgeführten Grabstätten sind nicht entsprechend der 
Vorschriften der Friedhofssatzung hergerichtet oder gepflegt und der 
Nutzungsberechtigte ist nicht zu ermitteln. 
 

 

Friedhof Altenhagen 

Grabstätte Name 

11 / 8 / 13 Becukic 

12 / 3 / 14 Benkenstein 

 

Die Betroffenen werden im Wege dieser öffentlichen Bekanntmachung 
aufgefordert, die Pflege der Gräber wiederaufzunehmen oder zu 
veranlassen und mindestens in einfacher Form (Laub- und Unkraut-
beseitigung) bis zum Ende der Nutzungszeit sicherzustellen. Gleich-
zeitig mit dieser öffentlichen Bekanntmachung erfolgt ein einmonatiger 
Hinweis auf der Grabstätte. 
Wird diese Aufforderung nicht innerhalb von drei Monaten befolgt, 
werden die Grabstätten durch die Friedhofsverwaltung abgeräumt, 
eingeebnet und eingesät. 
Für Rückfragen steht Ihnen die Friedhofsverwaltung unter der 
Telefonnummer 02331 3677 320 gerne zur Verfügung. 
 

Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen das Abräumen, Einebnen und die Einsaat einer Grabstätte kann 
innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage erhoben werden. 
Die Klage ist schriftlich beim Verwaltungsgericht Arnsberg, Jägerstr. 1, 
59821 Arnsberg, dort zur Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle oder in elektronischer Form nach Maßgabe der 
„Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr bei den 
Verwaltungsgerichten und den Finanzgerichten im Lande Nordrhein-
Westfalen (ERVVO VG/FG)“ vom 07.11.2012 (GV.NRW 2012 S. 548), 
einzureichen. 
Wird die Klage schriftlich eingereicht, sollen ihr zwei Abschriften 
beigefügt werden. 
Falls die Frist durch das Verschulden eines Bevollmächtigten versäumt 
werden sollte, so würde dessen Verschulden der Vollmachtgeberin oder 
dem Vollmachtgeber zugerechnet werden. 
 

Hagen, 13.07.2020                             Bihs (Vorstand) 
 

 
BEKANNTMACHUNG 

des Wirtschaftsbetriebs Hagen (WBH) -Anstalt des öffentlichen 
Rechts der Stadt Hagen 

Ablauf des Nutzungsrechts gemäß § 13 Abs. 11 der Satzung des 
Wirtschaftsbetriebes Hagen, Anstalt des öffentlichen Rechts der 
Stadt Hagen, für die kommunalen Friedhöfe auf dem Gebiet der 
Stadt Hagen (Friedhofssatzung) in der aktuell gültigen Fassung 
 

Bei den nachstehend aufgeführten Grabstätten sind die Nutzungsrechte 
abgelaufen und der Nutzungsberechtigte ist nicht zu ermitteln. 

 

                                      Friedhof Delstern  

Grabstätte Name 

U5 / - / 211A-211B Pohle 

                                      Friedhof Altenhagen  

Grabstätte Name 

23 / - / 17-18 Fischer 

39 / - / 29-30 Boerngen 

  
 

                                      Friedhof Haspe  

Grabstätte Name 

5A / 9 / 3-4 Schaefer 

  
 

                                           Friedhof Vorhalle  

Grabstätte Name 

7 / - / 71-72 Montag 
 

Ein Wiedererwerb des Nutzungsrechtes ist gemäß § 15 der Friedhofs-
satzung möglich. Die Gebühren für den Wiedererwerb richten sich nach 
der aktuell gültigen Friedhofsgebührensatzung. 
Der Wiedererwerb des Nutzungsrechtes oder Rechte, die der 
beabsichtigten Einziehung entgegenstehen, können innerhalb eines 
Monats nach Veröffentlichung dieser Bekanntmachung beim 
Wirtschaftsbetrieb Hagen (Friedhofsverwaltung) schriftlich (Postfach 
4249, 58042 Hagen) oder zur Niederschrift (Eilper Str. 132   136) 
beantragt bzw. geltend gemacht werden. 
Anderenfalls wird der Wirtschaftsbetrieb Hagen diese Grabstätten nach 
Ablauf der Frist einziehen. 
Werden Grabmale, bauliche Anlagen oder Grabeinrichtungen nicht 
innerhalb von drei Monaten nach Ablauf des Nutzungsrechts entfernt, 
ist die Friedhofsverwaltung gemäß § 25 Abs. 3 der Friedhofssatzung 
berechtigt, diese entschädigungslos zu entfernen und weiterzuver-
wenden oder zu entsorgen. 
Für Rückfragen steht Ihnen die Friedhofsverwaltung unter der 
Telefonnummer 02331 3677 320 gerne zur Verfügung. 
 

Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen das Abräumen einer Grabstätte kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Klage erhoben werden. 
Die Klage ist schriftlich beim Verwaltungsgericht Arnsberg, Jägerstr. 1, 
59821 Arnsberg, dort zur Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle oder in elektronischer Form nach Maßgabe der 
„Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr bei den 
Verwaltungsgerichten und den Finanzgerichten im Lande Nordrhein-
Westfalen (ERVVO VG/FG)“ vom 07.11.2012 (GV.NRW 2012 S. 548), 
einzureichen. 
Wird die Klage schriftlich eingereicht, sollen ihr zwei Abschriften 
beigefügt werden. 
Falls die Frist durch das Verschulden eines Bevollmächtigten versäumt 
werden sollte, so würde dessen Verschulden der Vollmachtgeberin oder 
dem Vollmachtgeber zugerechnet werden. 
 

Hagen, 13.07.2020                                     Bihs (Vorstand) 
 

 
ÖFFENTLICHE AUSSCHREIBUNG 

des Wirtschaftsbetriebs Hagen (WBH) -Anstalt des öffentlichen 
Rechts der Stadt Hagen 

Erneuerung diverser Kopfbalken und Geländer der Elseyer Straße 
 

Die Hauptpositionen umfassen etwa folgende Leistungen: 
Erdarbeiten: 
ca. 19 m³ Baugrube herstellen,  
Gehwegbefestigung: 
ca. 28 m² Pflasterdecke herstellen, 
Schalung/Fugen: 
ca. 73 m² Schalung herstellen, 
ca. 24 St. Raumfugen herstellen, 
Beton/Stahlarbeiten: 
ca. 18 m³ Beton abbrechen,  
ca. 330 St. Verbundanker/Bohrloch herstellen, 
ca. 76 m² Betonunterlage vorbereiten, 
ca. 1,6 t Betonstahl einbauen, 

http://www.hagen.de/
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ca. 17 m³ Stahlbeton herstellen, 
Geländer: 
ca. 221 m Füllstabgeländer herstellen. 
 

Keine losweise Vergabe 
Die Arbeiten sind voraussichtlich in der Zeit von 1 Tag nach Auftrags-
vergabe bis 18.12.2020 auszuführen. 
 

Die Zuschlags- und Bindefrist läuft am 19.09.2020 ab. 
 

Die Arbeiten werden nur an Bewerber vergeben, die die erforderliche 
Fachkunde, Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit nachweisen können. 
Der Nachweis wird vor einer evtl. Auftragserteilung gefordert. 
Erklärungen nach der RVO zum Tariftreue- und Vergabegesetz NRW 
sind erforderlich. 
 

Als Sicherheit für die Vertragserfüllung werden 5% der Angebotssumme 
einbehalten. Als Sicherheit für die Gewährleistung werden 3% der 
Abrechnungssumme einbehalten. Der Auftragnehmer kann stattdessen 
eine Bürgschaft eines in der Bundesrepublik Deutschland zugelassenen 
Kreditinstitutes oder Kreditversicherers stellen. 
 

Die Ausschreibungsunterlagen können vom Vergabemarktplatz der 
Metropole Ruhr unter 
 

http://www.vergabe.metropoleruhr.de 
 

heruntergeladen werden. 
 

Die Angebote müssen bis zum Eröffnungstermin bei der Stadt Hagen, 
Vergabestelle Bauprojekte -elektronisch in Textform über die 
Vergabeplattform - eingehen. 
Eröffnungstermin: 
 

Donnerstag, 20,08.2020, 10:30 Uhr 

Rathaus 1 –Gebäudeteil B-, Zimmer B. 433, Rathausstr. 11, 58095 Hagen 
 

Zahlungen erfolgen nach § 16 der Allgemeinen Vertragsbedingungen 
für die Ausführung von Bauleistungen (VOB/B) und den Vertragsbe-
dingungen des Wirtschaftsbetriebs Hagen. 
 
Hagen, 08.07.2020                                     Bihs (Vorstand) 
 

 
ÖFFENTLICHE  BEKANNTMACHUNG 

der Stadt Hagen 

Jahresabschluss des HABIT -Hagener Betrieb für Informations-
technologie- 
 

Der Rat der Stadt Hagen hat in seiner Sitzung vom 25.06.2020 den 
Jahresabschluss des HABIT -Hagener Betrieb für Informations-
technologie- für den Zeitraum vom 01.01.2019 bis zum 31.12.2019 
festgestellt: 
 

a) Jahresabschlussbilanz zum 31.12.2019 17.795.445,40 € 
b) Bilanzergebnis        1.822.778,45 € 
 

c) Behandlung des Bilanzergebnisses  
Zuführung zur zweckgebundenen  

   Rücklage „Standortwechsel HABIT“    1.822.778,45 € 
 

Abschließender Vermerk der gpaNRW 
 

Die gpaNRW ist gemäß § 106 Abs. 2 GO in der bis zum 31. Dezember 
2018 gültigen Fassung i.V.m. Artikel 10 Abs. 1 des 2. NKFWG NRW 
gesetzliche Abschlussprüferin des Betriebes HABIT Hagener Betrieb für 
Informationstechnologie Systemhaus für Hagen und Ennepe-Ruhr. Zur 
Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 31.12.2019 hat sie sich 
der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft DHE Revision Dr. Deussen & 
Ewerdwalbesloh, Hagen, bedient.  
 

Diese hat mit Datum vom 08.05.2020 den nachfolgend dargestellten 
Bestätigungsvermerk erteilt. 
 

"BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSS-
PRÜFERS 
 

An die HABIT Hagener Betrieb für Informationstechnologie –System-
haus für Hagen und Ennepe-Ruhr -eigenbetriebsähnliche Einrichtung 
der Stadt Hagen  
 

Prüfungsurteile  
 

Wir haben den Jahresabschluss des HABIT Hagener Betrieb für In-
formationstechnologie -Systemhaus für Hagen und Ennepe-Ruhr - 
eigenbetriebsähnliche Einrichtung der Stadt Hagen - bestehend aus der 

Bilanz zum 31. Dezember 2019 und der Gewinn- und Verlustrechnung 
für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2019 bis zum 31. Dezember 2019 
sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- 
und Bewertungsmethoden - geprüft. Darüber hinaus haben wir den 
Lagebericht des HABIT Hagener Betrieb für Informationstechnologie - 
Systemhaus für Hagen und Ennepe-Ruhr - eigenbetriebsähnliche 
Einrichtung der Stadt Hagen für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2019 
bis zum 31. Dezember 2019 geprüft. 
 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen 
Erkenntnisse 
 

• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen 
Belangen den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden 
handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- 
und Finanzlage der Gesellschaft zum 31.Dezember 2019 sowie 
ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2019 bis zum 
31. Dezember 2019 und 

 

• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes 
Bild von der Lage der Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen 
steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, 
entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.  

 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu 
keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahres-
abschlusses und des Lageberichts geführt hat. 
 

Grundlage für die Prüfungsurteile  
 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grund-
sätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere 
Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im 
Abschnitt "Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts" unseres Bestätigungs-
vermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen 
unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen 
und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen 
deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforde-
rungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten 
Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage 
für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht 
zu dienen. 
 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und der für die Überwachung 
Verantwortlichen für den Jahresabschluss und den Lagebericht  
 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des 
Jahresabschlusses, der den deutschen, für Kapitalgesellschaften 
geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen 
Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter 
Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind 
die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die 
sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungs-
mäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die 
Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von 
wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen 
Darstellungen ist. 
 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen 
Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit der Gesellschaft zur 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren 
haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. 
Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des 
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmens-
tätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche 
Gegebenheiten entgegenstehen.  
 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die 
Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von 
der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen 

http://www.hagen.de/
http://www.vergabe.metropoleruhr.de/
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Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen 
gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der 
zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die 
gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und 
Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die 
Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den 
anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, 
und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im 
Lagebericht erbringen zu können. 
 

Die für die Überwachung Verantwortlichen sind verantwortlich für die 
Überwachung des Rechnungslegungsprozesses der Gesellschaft zur 
Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 
 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahres-
abschlusses und des Lageberichts  
 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob 
der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentlichen - beabsichtigten 
oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist, und ob der 
Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem 
Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen 
Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu 
erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum 
Lagebericht beinhaltet. 
 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine 
Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter 
Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets 
aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder 
Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn 
vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder 
insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und 
Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von 
Adressaten beeinflussen. 
 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und 
bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber hinaus 
 

• identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher - 
beabsichtigter oder unbeabsichtigter - falscher Darstellungen im 
Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und führen 
Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie 
erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, 
um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, 
dass wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, 
ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße 
betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte 
Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außer-
kraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können. 

 

• gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des 
Jahresabschlusses relevanten internen Kontrollsystem und den für 
die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und 
Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den 
gegebenen Umständen angemessen sind,  jedoch nicht mit dem 
Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme der 
Gesellschaft abzugeben. 

 

• beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen 
Vertretern angewandten Rechnungslegungsmethoden sowie die 
Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern dargestellten 
geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

 

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von 
den gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungslegungs-
grundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf 
der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine 
wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder 
Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit 
der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine 
wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im 
Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im 

Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, 
falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges 
Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schluss-
folgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres 
Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige 
Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass 
die Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen 
kann. 

 

• beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt 
des Jahresabschlusses einschließlich der Angaben sowie ob der 
Jahresabschluss die zugrundeliegenden Geschäftsvorfälle und 
Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 

 

• beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahres-
abschluss, seine Gesetzesentsprechung und das von ihm 
vermittelte Bild von der Lage der Gesellschaft. 

 

• führen wir Prüfungshandlungen zu' den von den gesetzlichen 
Vertretern dargestellten zukunftsorientierten Angaben im Lage-
bericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungs-
nachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den 
zukunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern 
zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen 
die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus 
diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den 
zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde liegenden 
Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches 
unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von 
den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter 
anderem den geplanten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie 
bedeutsame Prüfungsfest-stellungen, einschließlich etwaiger Mängel im 
internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen."  
 

Die gpaNRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft DHE Revision Dr. Deussen & Ewerdwalbesloh ausgewertet 
und eine Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie kommt 
dabei zu folgendem Ergebnis: 
 

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird vollinhaltlich 
übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 der Verordnung über die 
Durchführung der Jahresabschlussprüfung bei Eigenbetrieben und 
prüfungspflichtigen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der gpaNRW 
nicht erforderlich. 
 

Herne, den 09.07.2020  
gpaNRW  
Im Auftrag  
gez. Gregor Loges  
 

Die Abschlusszahlen des Wirtschaftsjahres 2019 und der ab-
schließende Vermerk der Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-
Westfalen über die Prüfung des Wirtschaftsjahres 2019 des HABIT 
werden hiermit öffentlich bekanntgemacht. Der Jahresabschluss und 
der Lagebericht können gem. § 26 Abs. 4 der Eigenbetriebsverordnung 
NRW bis zur Feststellung des folgenden Jahresabschlusses (wegen 
Auflösung des Eigenbetriebes bis zum 31.12.2020) beim Fachbereich 
für Informationstechnologie und Zentrale Dienste, Dienstgebäude Eilper 
Str. 132 - 136, 58091 Hagen, Trakt A, Zimmer A 112 oder A114 
während der Öffnungszeiten eingesehen werden.  
 

Hagen, 23.07.2020                        Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 
 

 
ÖFFENTLICHE  BEKANNTMACHUNG 

der Stadt Hagen 

Bebauungsplan Nr. Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 3/16 
(671) Sondergebiet Revelstraße/ Ophauser Straße – Aufhebungs-
verfahren nach § 13 BauGB 
 

hier: 
a) Einleitung des Verfahrens 
b) Verzicht auf die frühzeitige Öffentlichkeits- und Behörden-

beteiligung 

http://www.hagen.de/
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Die Lage und der Geltungsbereich sind aus dem folgenden Karten-
ausschnitt zu entnehmen: 
 

 
 

Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 25.06.2020 folgenden 
Beschluss gefasst: 
 

a) Der Rat der Stadt Hagen beschließt die Einleitung des Auf-
hebungsverfahrens des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 
3/16 (671) Sondergebiet Revelstraße / Ophauser Straße im 
vereinfachten Verfahren gemäß § 2 Abs. 1 BauGB i. V. m. § 13 
BauGB in der zurzeit gültigen Fassung.  

 

b) Der Rat der Stadt Hagen beschließt gemäß § 13 Abs. 2 Nr. 1 
BauGB von der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 
1 BauGB und von der frühzeitigen Behördenbeteiligung nach § 4 
Abs. 1 BauGB abzusehen.  

 

Geltungsbereich: 
Der Geltungsbereich des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 
3/16 (671) Sondergebiet Revelstraße / Ophauser Straße - 
Aufhebungsverfahren nach § 13 BauGB liegt im Stadtbezirk Nord, in 
der Gemarkung Vorhalle, Flur 5 und umfasst die Flurstücke 43, 44, 290, 
294, 295, teilweise 310, 422, teilweise 423, 424 und 425. Das 
Plangebiet befindet sich an der Ecke Ophauser Straße und 
Revelstraße. 
 

Die genaue Abgrenzung ist dem im Sitzungssaal ausgehängten 
Lageplan zu entnehmen. Dieser Lageplan im Maßstab 1:1.000 ist 
Bestandteil des Beschlusses.  
 

Nächster Verfahrensschritt: 
Als nächster Verfahrensschritt wird die Unterrichtung der Öffentlichkeit 
zeitnah durchgeführt. 
 

– Vorstehender Beschluss wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. – 
 

Hagen, 23.07.2020                    Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 
 

 
 
 

ÖFFENTLICHE  BEKANNTMACHUNG 
der Stadt Hagen 

Teiländerung des Flächennutzungsplanes Nr. 111 Einzelhandel 
Revelstraße 
 

hier: Einleitung des Verfahrens 
 

Die Lage und der Geltungsbereich sind aus dem folgenden 
Kartenausschnitt zu entnehmen: 
 

 
  

Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 25.06.2020 folgenden 
Beschluss gefasst: 
 

Der Rat der Stadt Hagen beschließt die Einleitung der Teiländerung Nr. 
111 Einzelhandel Revelstraße zum Flächennutzungsplan der Stadt 
Hagen gemäß § 1 Abs. 8 und § 2 Abs. 1 BauGB in der zurzeit gültigen 
Fassung. 
 

Geltungsbereich: 
Der Geltungsbereich der Teiländerung Nr. 111 Einzelhandel Revel-
straße zum Flächennutzungsplan liegt im Stadtbezirk Nord, in der 
Gemarkung Vorhalle, Flur 5 und umfasst die Flurstücke 43, 44, 290, 
294, 295, teilweise 310, 422, teilweise 423, 424 und 425. Das 
Plangebiet befindet sich an der Ecke Ophauser Straße und 
Revelstraße. 
Die genaue Abgrenzung ist dem im Sitzungssaal ausgehängten 
Lageplan zu entnehmen. Dieser Lageplan im Maßstab 1:1.500 ist 
Bestandteil des Beschlusses. 
 

Nächster Verfahrensschritt: 
Als nächster Verfahrensschritt wird die frühzeitige Beteiligung nach §§ 3  
Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB durchgeführt. 
 

– Vorstehender Beschluss wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. – 
 

Hagen, 23.07.2020                   Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 
 

 
 
 
 
 

http://www.hagen.de/
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ÖFFENTLICHE  BEKANNTMACHUNG 
der Stadt Hagen 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 04/20 (699) Einzelhandel 
Revelstraße 
 

hier: Einleitung des Verfahrens 
 

Die Lage und der Geltungsbereich sind aus dem folgenden Karten-
ausschnitt zu entnehmen: 

 
Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 25.06.2020 folgenden 
Beschluss gefasst: 
 

Der Rat der Stadt Hagen stimmt dem Antrag des Vorhabenträgers vom 
12.05.2020 zu und beschließt die Einleitung des Vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanverfahrens Nr. 04/20 (699) Einzelhandel Revelstraße 
gemäß § 2 Abs. 1 BauGB in der zurzeit gültigen Fassung. 
 

Geltungsbereich: 
Der Geltungsbereich des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 
04/20 (699) Einzelhandel Revelstraße liegt im Stadtbezirk Nord, in der 
Gemarkung Vorhalle, Flur 5 und umfasst die Flurstücke 43, 44, 290, 
294, 295, teilweise 310, 422, teilweise 423, 424 und 425. Das 
Plangebiet befindet sich an der Ecke Ophauser Straße und 
Revelstraße. 
 

Die genaue Abgrenzung ist dem im Sitzungssaal ausgehängten 
Lageplan zu entnehmen. Dieser Lageplan im Maßstab 1:1.000 ist 
Bestandteil des Beschlusses. 
 

Nächster Verfahrensschritt: 
Als nächster Verfahrensschritt wird die frühzeitige Beteiligung nach §§ 3 
Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB durchgeführt. 
 

– Vorstehender Beschluss wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. – 
 

Hagen, 23.07.2020                     Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 
 

 
 
 
 

ÖFFENTLICHE  BEKANNTMACHUNG 
der Stadt Hagen 

Bebauungsplan Nr. 4/19 (690) Wohnbebauung Im Langen Lohe 
und Teiländerung Nr. 109 Im Langen Lohe zum 
Flächennutzungsplan der Stadt Hagen 
 

hier: Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit 
 

Die Lage und die Geltungsbereiche sind aus den folgenden 
Kartenausschnitten zu entnehmen: 

 

http://www.hagen.de/
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Der Rat der Stadt Hagen hat in seiner Sitzung am 04.04.2019 die 
Einleitung des Bebauungsplanes  Nr. 4/19 (690) Wohnbebauung Im 
Langen Lohe gemäß § 2 Abs. 1 BauGB beschlossen. In seiner Sitzung 
am 12.12.2019 wurde die Umstellung des im beschleunigten 
Verfahren nach § 13a BauGB eingeleiteten Bebauungsplanverfahrens 
auf das Normalverfahren beschlossen. Parallel wurde die Teiländerung 
Nr. 109 Im Langen Lohe zum Flächennutzungsplan der Stadt Hagen 
eingeleitet. Mit der Planung wird das Ziel verfolgt, die Innenentwicklung 
zu fördern und Planungsrecht für die Errichtung von Wohngebäuden zu 
schaffen. Gemäß § 3 Abs. 1 BauGB ist die Öffentlichkeit frühzeitig an 
der Planung zu beteiligen. Der Öffentlichkeit wird Gelegenheit zur 
Äußerung und Erörterung gegeben. Innerhalb des öffentlichen 
Beteiligungsverfahrens sind gemäß § 3 Abs. 1 S. 2 BauGB auch Kinder 
und Jugendliche zur Beteiligung am Verfahren aufgerufen. 
 

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit 
 

über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die voraussichtlichen 
Auswirkungen des Bebauungsplanes Nr. 4/19 (690) Wohnbebauung Im 
Langen Lohe und der Teiländerung Nr. 109 Im Langen Lohe zum 
Flächennutzungsplan der Stadt Hagen. Die Planunterlagen liegen in der 
Zeit  

 

vom 03.08.2020 bis einschließlich 28.08.2020 
 

beim Fachbereich Stadtentwicklung, -planung und Bauordnung, 
Historisches Rathaus, Bauteil D, Flurbereich 1. Obergeschoss, 
Rathausstraße 11, 58095 Hagen während der Dienststunden (montags 
bis donnerstags von 08:30 Uhr bis 17:00 Uhr und freitags von 08:30 
Uhr bis 12:00 Uhr) öffentlich aus.  
 

Seit Dienstag, 17. März 2020 ist das Rathaus für den Publikumsverkehr 
teilweise geschlossen. Der Dienstbetrieb der Stadtverwaltung bleibt 
aber aufrechterhalten, so dass die Einsichtnahme in die ausgelegten 
Planunterlagen nach vorheriger terminlicher Absprache möglich ist. Zur 
Einsichtnahme melden Sie sich bitte im Vorfeld bei dem zuständigen 
Sachbearbeiter/der Sachbearbeiterin unter folgender Telefonnummer: 
02331 207-3783 oder E-Mail Adresse: jan.denbrave@stadt-hagen.de 
an. Aufgrund der aktuellen Beschränkung des Publikumsverkehrs im 
Rathaus ist eine vorherige Anmeldung zur Einsicht der Unterlagen 
notwendig. Die Einsichtnahme darf aus Gründen des Infektions-
schutzes und der Vorsorge der BürgerInnen nicht in Gruppen erfolgen. 
Der Zugang erfolgt ausschließlich über den Haupteingang des 
Rathauses I. Fragen können darüber hinaus zeitnah telefonisch oder 
per E-Mail gestellt und beantwortet werden. 
 

Sie haben zusätzlich die Möglichkeit, die Unterlagen im Internet unter 
folgendem Link einzusehen: www.hagen.de / Hagen A-Z / B / 
Bebauungspläne im Verfahren. 
 

– Die frühzeitige Beteiligung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. – 
 

Hagen, 23.07.2020                         Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

ÖFFENTLICHE  BEKANNTMACHUNG 
der Stadt Hagen 

Bebauungsplan Nr. 9/19 (695) Wohnbebauung Auf der Gehre – 
Verfahren nach § 13a BauGB 
 

hier: Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit 
 

Die Lage und der Geltungsbereich sind  aus dem folgenden 
Kartenausschnitt zu entnehmen: 

 
Der Rat der Stadt Hagen hat in seiner Sitzung am 12.12.2019 die 
Einleitung des Bebauungsplanes  Nr. 9/19 (695) Wohnbebauung Auf 
der Gehre gemäß § 2 Abs. 1 BauGB beschlossen. Mit der Planung wird 
das Ziel verfolgt, die Innenentwicklung zu fördern und die Gestaltung 
des neuen Wohngebiets zu steuern. Gemäß § 3 Abs. 1 BauGB ist die 
Öffentlichkeit frühzeitig an der Planung zu beteiligen. Der Öffentlichkeit 
wird Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung gegeben. Innerhalb des 
öffentlichen Beteiligungsverfahrens sind gemäß § 3 Abs. 1 S. 2 BauGB 
auch Kinder und Jugendliche zur Beteiligung am Verfahren aufgerufen. 
 

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit 
 

über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die voraussichtlichen 
Auswirkungen des Bebauungsplanes Nr. 9/19 (695) Wohnbebauung 
Auf der Gehre – Verfahren nach § 13a BauGB. Die Planunterlagen 
liegen in der Zeit  
 

vom 03.08.2020 bis einschließlich 28.08.2020 
 

beim Fachbereich Stadtentwicklung, -planung und Bauordnung, 
Historisches Rathaus, Bauteil D, Flurbereich 1. Obergeschoss, 
Rathausstraße 11, 58095 Hagen während der Dienststunden (montags 
bis donnerstags von 08:30 Uhr bis 17:00 Uhr und freitags von 08:30 
Uhr bis 12:00 Uhr) öffentlich aus.  
 

Seit Dienstag, 17. März 2020 ist das Rathaus für den Publikumsverkehr 
teilweise geschlossen. Der Dienstbetrieb der Stadtverwaltung bleibt 
aber aufrechterhalten, so dass die Einsichtnahme in die ausgelegten 
Planunterlagen nach vorheriger terminlicher Absprache möglich ist. Zur 
Einsichtnahme melden Sie sich bitte im Vorfeld bei dem zuständigen 
Sachbearbeiter/der Sachbearbeiterin unter folgender Telefonnummer: 
02331 207-3783 oder E-Mail Adresse: jan.denbrave@stadt-hagen.de 

http://www.hagen.de/
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an. Aufgrund der aktuellen Beschränkung des Publikumsverkehrs im 
Rathaus ist eine vorherige Anmeldung zur Einsicht der Unterlagen 
notwendig. Die Einsichtnahme darf aus Gründen des Infektions-
schutzes und der Vorsorge der BürgerInnen nicht in Gruppen erfolgen. 
Der Zugang erfolgt ausschließlich über den Haupteingang des 
Rathauses I. Fragen können darüber hinaus zeitnah telefonisch oder 
per E-Mail gestellt und beantwortet werden. 
 

Sie haben zusätzlich die Möglichkeit, die Unterlagen im Internet unter 
folgendem Link einzusehen: www.hagen.de / Hagen A-Z / B / 
Bebauungspläne im Verfahren. 
 

– Die frühzeitige Beteiligung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. – 
 

Hagen, 23.07.2020                         Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 
 

 
Aktuelle Ausschreibungen auf dem Vergabesatellit Metropole Ruhr 
(http://www.vergabe.metropoleruhr.de) 
                                                                                               

Deckenerneuerung Saarlandstraße 

Typ: VOB/A Ausschreibung 

Angebotsfrist/Teilnahmefrist: 29.07.2020 

Ausschreibende Stelle: Stadt Hagen - Vergabestelle Bauprojekte 

Ausschreibungs-ID: CXTJYY6YYHU 

 

Dienst- und Schutzkleidung für die Feuerwehr der Stadt Hagen 

Typ: VgV Ausschreibung 

Angebotsfrist/Teilnahmefrist: 06.08.2020 

Ausschreibende Stelle: Stadt Hagen - Vergabe, Beschaffung 

Ausschreibungs-ID: CXTJYYRYYRG 

 

Amphibienschutz Helfer Straße 

Typ: VOB/A Ausschreibung 

Angebotsfrist/Teilnahmefrist: 12.08.2020 

Ausschreibende Stelle: Wirtschaftsbetrieb Hagen AöR 

Ausschreibungs-ID: CXTJYY6YYHQ 

 

Erneuerung der Geländer auf Brückenbauwerk Buscheystraße 

Typ: VOB/A Ausschreibung 

Angebotsfrist/Teilnahmefrist: 29.07.2020 

Ausschreibende Stelle: Wirtschaftsbetrieb Hagen AöR 

Ausschreibungs-ID: CXTJYY6YYH7 

 

Erneuerung diverser Kopfbalken und Geländer der Elseyer 
Straße 

Typ: VOB/A Ausschreibung 

Angebotsfrist/Teilnahmefrist: 20.08.2020 

Ausschreibende Stelle: Wirtschaftsbetrieb Hagen AöR 

Ausschreibungs-ID: CXTJYY6YYH8 

 
 

 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 

 
 

Erstellung von Gefährdungsbeurteilungen für die Feuerwehr 

Hagen 

Typ: UVgO Ausschreibung 

Angebotsfrist/Teilnahmefrist: 06.08.2020 

Ausschreibende Stelle: Stadt Hagen - Vergabe, Beschaffung 

Ausschreibungs-ID: CXTJYYRYYRK 

 

Verlängerung der Lizenzen für die Virtualisierungsumgebung 

Typ: VgV Ausschreibung 

Angebotsfrist/Teilnahmefrist: 31.08.2020 

Ausschreibende Stelle: Stadt Hagen - FB15- 

Ausschreibungs-ID: CXTJYYDYRH4 

 

http://www.hagen.de/
http://www.vergabe.metropoleruhr.de/
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